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Der Krieg in Gaza hat das Bild Deutsch-
lands in Nordafrika verändert. Vor 
deutschen Botschaften wird demons- 
triert, deutschen politischen Stiftungen 
von lokalen Nichtregierungsorganisa-
tionen die Zusammenarbeit aufgekün-
digt, und das Goethe-Institut in Tune-
siens Hauptstadt Tunis wurde mit Ha-
kenkreuz und Davidstern beschmiert. 
Die Wut auf Deutschland ist für deut-
sche Politiker:innen und Diplomat:in-
nen neu, galt Berlin in Afrika doch bis-
lang weithin als ehrlicher Makler. 

Frankreich, Deutschlands wichtigs-
ter Partner in Afrika, dagegen erlebt 
solche Anfeindungen schon seit Jah-
ren: In vielen afrikanischen Ländern 
greift seit längerem eine antifranzösi-
sche Stimmung um sich. Das hat damit 
zu tun, dass Frankreich auch nach der 
Unabhängigkeit seiner ehemaligen Ko- 
lonien tief in deren Politik und Wirt-
schaft verstrickt blieb – diese Länder 
wurden oft von Eliten regiert, die über 
engste Kontakte zur ehemaligen Kolo-
nialmacht verfügten. Dieses enge Ver-
hältnis, das beide Seiten über die Köpfe 
der meisten Menschen in den ehemali-
gen Kolonien hinweg und nicht selten 
zu deren Schaden pflegten, umreißt 
der Begriff Francafrique.1

Dennoch glauben noch immer viele 
Menschen in Frankreich, dass man in 
Afrika viel Gutes – etwa Krankenhäu-
ser und Schulen – hinterlassen und es 
sich beim Kolonialismus um ein „Zi-
vilisierungsprojekt“ gehandelt habe. 
Auch Frankreichs Präsident Emma-
nuel Macron glaubte noch im Novem-

1	 Vgl. Claus Leggewie, Frankreich, verzieh 
Dich!, in: „Blätter“, 3/2024, S. 75-80. 

ber 2020 an eine besondere Rolle sei-
nes Landes, als er in einem Interview 
mit der Zeitschrift „Jeune Afrique“ von 
einer Art „Liebesbeziehung“ zwischen 
Frankreich und Afrika sprach.2 Politi-
ker:innen, Diplomat:innen, Entwick-
lungshelfer:innen oder die immer noch 
große Zahl von Französ:innen, die Af-
rika zu ihrer Heimat gemacht haben, 
sind daher irritiert und beleidigt ange-
sichts der in vielen afrikanischen Län-
dern erhobenen Forderung, Frankreich 
solle abhauen („France degage“).

Vor allem seit dem Antiterroreinsatz 
im westafrikanischen Mali gilt Frank-
reich vielen Menschen dort als teufli-
sche Hypermacht.3 Zwar wollte Frank-
reich, als französische Soldaten Anfang 
2013 auf Wunsch der damaligen ma-
lischen Regierung und der Afrikani-
schen Union in Mali intervenierten, um 
die Stadt Timbuktu von den Kämpfern 
des sogenannten Islamischen Staats 
und den mit ihnen verbündeten Tuareg- 
rebellen zu befreien, alles anders ma-
chen und frühere Fehler vermeiden. 
Doch schon bald begann sich die all-
gemeine Sicherheitslage in Mali und 
auch in den benachbarten Ländern 
Burkina Faso und Niger zu verschlech-
tern, denn die nationalen Armeen, oft 
schlecht ausgebildet und korrupt, be-
gingen selbst Menschenrechtsverlet-
zungen. Mehr und mehr Menschen 
stellten den Sinn des Einsatzes der ehe-
maligen Kolonialmacht zunehmend in-

2	 Exclusif – Emmanuel Macron: „Entre la France 
et l’Afrique, ce doit être une histoire d’amour“, 
jeuneafrique.com, 20.11.2020.

3	 Idrissa Rahmane, Du sentiment antifrançais 
au Sahel, in: „La Gazette Perpendiculaire“, 
rahmane.substack.com, 22.11.2021. 
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frage und verdächtigten Frankreich, 
gekommen zu sein, um wieder einmal 
nur die eigenen Interessen zu verfol-
gen. Die Menschen waren sich sicher, 
dass französische Soldat:innen hinter 
der sich ausbreitenden Unsicherheit 
und Gewalt steckten und im Schatten 
des Chaos Bodenschätze wie Gold und 
Uran ausbeuteten. Diese Verschwö-
rungserzählungen waren so mäch-
tig geworden, dass es nicht mehr lan-
ge dauerte, bis Frankreichs Militär und 
Diplomat:innen von den neuen Militär-
regierungen im Sahel vom Hof gejagt 
wurden. Ein Militärregime nach dem 
anderen, erst in Mali, dann in Burkina 
Faso und zuletzt im Niger, verkündete 
den Rauswurf Frankreichs im Namen 
der Wiederherstellung der nationalen 
Souveränität – unter großem Jubel der 
Menschen auf den Straßen. 

Auch im Senegal regiert seit April 
2024 mit Ousmane Sonko ein Premier-
minister, der wenig Sympathien für Pa-
ris hegt und sich als traditionsbewuss-
ter Panafrikanist versteht.4 In der se-
negalesischen Bevölkerung dominiert 
eine antifranzösische Stimmung, weil 
Frankreich den autokratisch regieren-
den Ex-Präsidenten Macky Sall lange 
Zeit unterstützte und der französische 
Konzern TotalEnergies im korrupten 
Gasgeschäft aktiv ist. Und doch ist die 
Lage hier anders als in den Nachbar-
staaten: Denn im Senegal regiert keine 
Militärjunta, sondern eine frei gewähl-
te Regierung. Zudem pflegen viele 
Menschen seit mehreren Generationen 
engste Beziehungen zu Frankreich, 
auch weil im Land eine große franzö-
sische Minderheit lebt. Und schließ-
lich muss jede Regierung in Dakar mit 
den einflussreichen Sufi-Bruderschaf-
ten kooperieren, die nicht für eine anti- 
französische Haltung bekannt sind. 

Die Kritiker:innen in Afrika, die den 
Europäer:innen vorwerfen, nur an Aus-
beutung und Dominanz des Nachbar-
kontinents interessiert zu sein, irren 

4	 Vgl. Claudia Ehing, Panafrikanisch und sou-
verän: Ein neues Kapitel für den Senegal, in: 
„Blätter“, 6/2024, S. 29-32.

sich, wenn sie annehmen, dass deren 
Afrikapolitik einen langfristigen Plan 
verfolge. Vielmehr lassen sich die Re-
gierungen hierzulande wie auch in 
Frankreich von der Stimmungsmache 
ihrer jeweiligen Nationalist:innen vor 
sich hertreiben, die auf den heimischen 
Marktplätzen gegen Zuwanderer und 
Billigimporte hetzen und die Wieder-
herstellung von Kontrolle und Souve-
ränität versprechen. Das wiegt in den 
Augen der Regierenden schwerer als 
jede vernunftgetriebene Afrikapolitik, 
die Nichtregierungsorganisationen in 
Deutschland und Frankreich seit Jah-
ren anmahnen – etwa wenn sie bekla-
gen, dass die wachsende Zahl an Ge-
flüchteten mit der Zerstörung der Le-
bensgrundlagen in Afrika durch Klima- 
erwärmung, Agrarexporte und Fische-
reipolitik zusammenhängt. 

Doch dieses Einknicken zu Hause 
wird zunehmend zu einem Problem. Im 
Kontext der aktuellen Kriege und der 
Konfrontation mit Russland hat der Ver-
lust an Vertrauen und Glaubwürdig-
keit in Afrika für die Stellung und das 
Ansehen europäischer Regierungen 
in der Welt schwerwiegende Folgen. 
Schon heute verfängt die russische Pro-
paganda auf dem afrikanischen Konti-
nent, wonach westliche Regierungen 
am Krieg in der Ukraine schuld seien 
und lediglich Frankreich für die Misere 
Afrikas die Verantwortung trage. 

Und so hat der Rauswurf der Franzo-
sen aus Mali, Burkina Faso und Niger 
einen lachenden Dritten hinterlassen: 
Russland. Das gilt vor allem für Mali, 
dessen Militärregime sich im Namen 
der nationalen Souveränität dem Kreml 
andient. Es ist nicht so, dass man hier 
jüngst besonders russlandfreundlich 
geworden wäre, auch wenn bei den anti- 
französischen Demonstrationen viele  
Russlandflaggen und Porträts des rus-
sischen Präsidenten Putin zu sehen 
waren. Vielmehr ist die Militärjunta  
im Krieg mit Dschihadisten und Tuareg- 
rebellen auf die Hilfe der Söldner der 
mittlerweile in Afrikakorps umbenann-
ten Wagner-Gruppe angewiesen. 
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Etwas anders sieht die Lage in Nordaf-
rika aus. Die Beziehungen zwischen 
den dortigen Regierungen und Paris 
sind – trotz aller wirtschaftlichen und 
politischen Probleme – weitgehend sta-
bil geblieben. Daran haben auch der 
Krieg zwischen Israel und der Hamas 
im Gazastreifen und die Unterstützung 
Israels durch Paris und Berlin nichts ge-
ändert. Auf der Ebene der Bevölkerung 
und vor allem der organisierten Zivil-
gesellschaft sieht das allerdings ganz 
anders aus. Die westliche Unterstüt-
zung der rechtsradikalen Regierung 
von Benjamin Netanjahu macht viele 
Menschen wütend, westliche Diskurse 
über Demokratie und Menschenrechte 
klingen in den Ohren besonders vieler 
junger Menschen wie hohle Phrasen.

Vielfach belastete Beziehungen 

Gestört sind die Beziehungen der EU zu 
den Menschen in Nordafrika aber auch 
wegen der europäischen Migrations-
politik. Diese stößt immer mehr Men-
schen vor den Kopf, denn die Visaver-
fahren werden immer öfter zu einem 
demütigenden Prozess. Oft gelingt es 
Bewerber:innen nur mittels persönli-
cher Beziehungen, das begehrte Doku-
ment zu erhalten. Für die nordafrikani-
schen Regierungen, wie jene in Tunis 
oder Kairo, ist die Abschottungspolitik 
der EU dagegen eine willkommene 
Gelegenheit, um Extraeinnahmen zu 
generieren. Zwar finden sich auch viele 
ihrer eigenen Staatsbürger:innen unter 
jenen, die in die Boote nach Europa stei-
gen, aber ihre Politik der Migrationsab-
wehr konzentriert sich vor allem auf die 
Geflüchteten aus den Ländern südlich 
der Sahara. Algerien etwa greift viele 
dieser Menschen auf und bringt sie an 
die Grenze zum Niger, wo UN-Organi-
sationen und Hilfswerke sie versorgen. 

Doch auch wenn sich Bundeskanzler 
Olaf Scholz im „Spiegel“ für „Abschie-
bungen im großen Stil“ ausspricht: An-
ders als die italienische Ministerpräsi-
dentin Giorgia Meloni, die in Tunesien  

aufgrund der anhaltenden Migration  
aus diesem Land zu einem Dauer-
gast geworden ist und auf internatio- 
naler Ebene im Rahmen der G7 die 
Migrationsabwehr forciert, sind Berlin 
und Paris nicht die Haupttreiber dieser 
Abschottungspolitik. Hinter den Kulis-
sen versucht die Bundesregierung, ei-
ne pragmatischere Politik zu verfolgen, 
die vor allem auch den Bedarf der ei-
genen Industrie nach Fachkräften be-
rücksichtigt. So sollen mittels Migra- 
tionszentren der Gesellschaft für Inter-
nationale Zusammenarbeit (GIZ) nicht 
länger nur die Rückkehrer:innen in Af-
rika integriert, sondern auch Arbeits-
kräfte für Deutschland angeworben 
werden, etwa in Ghana, Ägypten, Ma-
rokko und Tunesien. Und auch Paris 
schlägt in Afrika ganz neue Töne an. 
Voller Stolz berichtet man den Men-
schen dort von steigenden Visazahlen. 
Zu Hause hingegen beteuert man, ge-
trieben von den erstarkenden nationa-
listischen Kräften, man tue alles, um 
Zuwanderer abzuschrecken.

Auch die EU-Agrar- und Fischerei-
politik belastet die Beziehungen zwi-
schen Afrika und Europa. Afrikani-
sche und europäische NGOs beklagen 
seit Jahren die Überfischung afrikani-
scher Gewässer, die mit dazu beiträgt, 
dass viele Familien an den Küsten Af-
rikas keine Zukunft mehr haben. Die 
EU-Agrarexporte nach Afrika treiben 
viele Menschen in Arbeitslosigkeit 
und Armut. Und dort, wo die europäi-
sche Politik endlich zu Handelserfol-
gen nordafrikanischer Bauern geführt 
hat, droht der Druck der Proteste euro-
päischer Bauern die Errichtung neuer 
Handelsschranken zu befeuern. 

Schließlich dürften die Unterlassun-
gen der EU, die Klimakrise effektiv 
einzudämmen, die Beziehungen zwi-
schen beiden Kontinenten bald noch 
stärker belasten. Noch sterben viele 
Menschen infolge von Hitze und Dür-
ren auf unserem Nachbarkontinent lei-
se, weil die Klimatoten kaum erfasst 
werden. Mit der zu erwartenden Zu-
nahme von Extremwetterereignissen 
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dürfte künftig aber die Frage nach der 
Verantwortung für die Erderhitzung 
öfter gestellt werden. Schon jetzt sind 
die Schäden immens: In Libyen etwa 
starben im September 2023 mindes-
tens 11 000 Menschen durch sintflutar-
tige Regenfälle, die eine ganze Stadt 
zerstörten. 

Für einen afrikapolitischen Neustart

Wie aber müsste ein Neustart in der 
Afrikapolitik aussehen, der verloren 
gegangenes Vertrauen wiederherstellt 
und den Menschen auf beiden Kon-
tinenten dienen kann? In Paris muss 
ein solcher Neustart mit der Einsicht 
beginnen, dass die alte Politik der Ein-
flussnahme vorbei ist. Als erster Schritt 
sollte sich Paris aus der umstrittenen 
Gemeinschaftswährung Franc CFA in 
West- und Zentralafrika zurückziehen 
und damit die Bindung an den Euro be-
enden. Überkommen sind, zweitens, 
auch die gemeinsamen Gipfeltreffen 
des französischen Präsidenten mit den 
afrikanischen Staats- und Regierungs-
chefs. Stattdessen sollten sich vielmehr 
die Zivilgesellschaften und die Ju-
gend begegnen. Ein wichtiger Schritt 
in diese Richtung war der Gipfel 2021 
in Montpellier und die Gründung der 
Fondation de l’innovation pour la dé-
mocratie mit dem Historiker Achille 
Mbembe an der Spitze. Diese panafri-
kanische Non-Profit-Organisation will 
dazu beitragen, neue, in den Kulturen 
Afrikas verankerte Demokratiemodel-
le hervorzubringen. 

Verabschieden muss sich Frank-
reich, drittens, von einer eigenständi-
gen Sicherheitspolitik in Afrika. Die 
verbliebenen Militärbasen, Grund an-
haltender Vorwürfe, sich so Einfluss 
auf dem Kontinent zu sichern, müssen 
geschlossen werden. Das gilt selbst-
verständlich auch für Deutschland, 
das nach dem Rauswurf Frankreichs 
aus dem Niger versucht, sein eige-
nes Militärlager im Land beizubehal-
ten. Die Sorgen vor einer sich ausbrei-

tenden Zone der Gewalt in Westafri-
ka und daraus resultierenden Migra- 
tionsströmen in Richtung Europa sind 
sicher nicht unbegründet. Aber der 
Einsatz des französischen Militärs im 
Sahel hat gezeigt, dass es Frankreich 
und selbstverständlich auch Deutsch-
land am Willen fehlt, in Afrika wirklich 
für Sicherheit zu sorgen. Angesichts 
des Ukrainekrieges fehlen dafür nun 
auch die militärischen Mittel. Die Zeit 
für eine gemeinsame deutsch-franzö-
sische Sicherheitspolitik in Afrika ist 
angesichts dessen erst einmal vorbei. 

Mehr tun müssen Paris und Berlin, 
viertens, bei der Aufarbeitung des Ko-
lonialismus und der Rückgabe von af-
rikanischen Kulturgütern. Ein gemein-
sames historisches Museum zum Ko-
lonialismus mit Häusern in Paris und 
Berlin, Wechselausstellungen in die-
sen Museen sowie in afrikanischen 
Städten und eine gemeinsame His-
torikerkommission mit Kolleg:innen 
aus Afrika wären ein wichtiges Signal 
an die afrikanische Zivilgesellschaft 
und Diaspora, dass Paris und Berlin 
es mit dem Dialog ernst meinen. Fünf-
tens muss es darum gehen, ein Jugend-
werk mit Austauschprogrammen und 
einer deutsch-französischen Klima-
schutz-Universität für Studierende aus 
Afrika in Strasbourg und seiner deut-
schen Nachbarstadt Kehl aufzubauen. 
Und schließlich sollte, sechstens, die 
institutionelle Zusammenarbeit bei-
der diplomatischer Dienste, der Ent-
wicklungsagenturen AFD und GIZ so-
wie der Kulturinstitute Institut Français 
und Goethe-Institut in Afrika vertieft 
werden. All diese Initiativen müssten 
in einem erweiterten deutsch-franzö-
sischen Staatsvertrag verankert wer-
den – Artikel 7 des Aachener Vertra-
ges sieht eine Zusammenarbeit beider 
Länder mit Afrika bereits vor. Hinter 
all dem steht ein Ziel: verloren gegan-
genes Vertrauen zurückzugewinnen. 
Denn andernfalls droht sich der Konti-
nent noch weiter von Europa abzuwen-
den – in Richtung autokratischer Regi-
me wie Russland oder China. 


